
IStR-Underbericht

Mindestbesteuerung erfasst. Noch am 1 1. Juli bekräftigte
sekretär des Finanzministeriums auf einer Pressekonferenz,
ternehmen, die z. B. aufgrund einer größeren Investition
lveise jahrelang Verluste ausweisen, keiner Mindestbeste
terworfen werden."

Der letztliche 
'W'ortlaut 

der Regierung zeigte j

Mindestbesteuerung eine.sehr viel breitere An
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der Telefonkosten wurde aufqrund Unvereinbarkeit mit EU-Recht
*tf 30%o gesenkt.

Einkommensteuer und Sozialabgaben

Die einkommensteuerliche Erfassung von Zinseinkünften
nach einer im Vo{ahr verabschiedeterigeserzlichen Regelu ab

ats-
Un-
her-

, dass die
.den wird. 1.1.2007 mit linear 10 % erfolgen, und somit die bisherige

freiheit ablösen. Die Besteuerung wird nun allerdings auf20Verabschiedet wurde nämlich eine Regelung, der die Kenn-
hoben und zum 1.9. 2006vorgezogen werden.zahl ,,Gesamterlöse abzüglich Handelswaren und Eink fnfte ausländi-

, falls a) die re- Der Einkommensteuersatz ft\r Sachzt'wendungen wurde.scher Betriebsstätten" die Bemessungsgrundlage
gulär ermirtelre Körperschaftsteuerbemessungsgr diesen Be- 2006 von 44% auf54 % ansehoben.

trag nicht erreicht und b) kein Befreiungstatbestand rliegt. Die ur- Die imJahr 2005 beschlossene Senkung der Arbei

sprünglich der Abgrenzung,,unechter" Veriuste
ungen wurden jedoch derart eingeschränkt, dass wohl auch die

Befrei- nr Sozialuersicherung a)m l. 1. 2007 von 29 %o auf 27
aufgehoben. Die erhöhte Beitragslast von 29 %bletb/ is aufweiteres

ange-

-6"

wird wieder

regulären Verlustausweise betroffen sein könnef.
steuerung kommt somit schließlich nur dann ni
wenn
- ein Rückgang der (Jmsatzerlöse gegenüber

destens 25 % vorliegt, oder
- es sich um Anlaufverluste des

ersten Folgejahres handelr, oder
- ein Schaden durch höhere Gewalt vorlie

wurde. Das heißt, bei der gegenwärtige
lalle nicht nur die Mindestbesteuerun

Die Mindestbe-
zur Anwendung,

zur Anwendung gelangen,
hrt sein. Die Finanzbehör-
Gesetzesänderung gewesen

Jahresende ein korrigierter

in Kraft. Die Arbeitnehmerbeiträge zur Krankenv
zum 1. 9. 2006 von 4 o/o au[6 %o,und ab 1. 1. 2007

1.5% uf 25 % angehoben.
Die Wrb rauchs teuertarfe fi)r

herunglvurden
o/o angehoben.
fiir die Rück-

und Täbak werden zum 1^ . 9.

2007 umgestaltet. Bemessungs-
statt dem bisherisen Fahr-

Nach dieser ersten Ernüchterung umgehend eine weitere, Der lineare Steuersatz der sog.
als klar wurde, dass der genaue Wortlaut
dass durch die Regelung sogar generell

unglücklich gewähk war,
Wrlus tu o r trag untersagt

(EVA), für die Kleingewerbetreibe
25 Mio. Gd. 90 000 €) optieren $ nnen, wird zum 1. 10. 2006 von

de mit Umsatzerlösen bis HUF

Darüber hinaus ist geplant, eine Art

Vorjahr um min- fihruns im Ausland befindlicher und bi teuerter Gutha-

ben zu gewähren. Die Abgeltungssteuer 0 % betragen. 
-Weitere

aums oder des Einzelheiten sind noch nicht bekannt, einem Gesetzesentwurf

wird jedoch noch für Herbst diesen

Sonstige Steuern

gerechnet.

Unternehmersteuer"

ung kann im Verlust-

sondern zudem der Verluswortrag
den beteuetn. dass dies nicht Absicht

steuerlich erfasst werde

Cewerbesteuer

Im Jahre 2005
schiedet, wonach

2006 angehoben.
Dte \fz-Steuer wnrde

grundlage ist zukünftig di

Steuerfreiheit von aus unternehmensbeteili-
gungen. Werden Beteiligun n i. H. von miirdestens 30 % des se- fehlt. N
zeichneten Kapitals inne von 30 Täsen nach dem Erwerb unter
Vorlage des Anteilserwe rtrags den Finanzbehörden gemeldet, so
wird ein im Falle der Verä der Beteiligung nach Ablauf einer

zuSpekulationsfrist von 2 dntstehender Veräußerungsgewinn als
steuerlrei behandelt. Zu ich können allerdings bei diesen sog. an-
gemeldeten Beteiligu

sei. so dass zu hoflen bleibt. dass bis
Gesetzenwvurf verabschiedet wird.

Körperschaftsteuerpflichtige U
zeuggesamtgewicht

2007 ferner einer sog. ,,FL
r unterl iegen ab 1.1. Angekündigt,

men begegnet werden, dass vi
teuer". F{iermit soll dem Phäno-
statt steuerp{lichtiger Ausschü+

tunsen hohe Kassenbestände wiesen werden. Bemessungs-
grundlage isr die Diflerenz
Kassenbestand und 0,8 % der

I r
t.lne VOrteilnllte ra'n(lerUn

noch-nicht beschlossen ist zudem eine Neu-

regelung der
kale Grundsteuer

tuer. InlJngarn wird seit vielen Jahren eine 1o-
Grundstücke erhoben. Die Gemeinden haben

ein Wahlrecht
vom hälftigen

der Tarifgestaltung, so dass sie enr'uveder 3 %
rt. oder pauschaliert maximal HUF 900

t ,Ä a )n '€\ /
\ r u r  J r & v  v / / festsetzen können. Bislane machten die Gemeinden
aussctrließ1icvon der pauschalierten Besteuerung Gebrauch, da es

n Regeluhgen für ein eläzientes Bewertungsverfahren

ausseu
rehr hat die Regierung angekündigt, langfristig die Vor-
für eine eigenständige, auf Verkehrswerten basierende

zu schaflen. Konkret ist in Planung, ab 1.1.2008 eine
;dge Abgabe auf 

'W'ohnbauten 
zu erheben. Nähere Einzelheiten

arif und Ausgestaltung dieser Steuer oder lJberlegungen zur
ns aufandere Grundstücksarten sind noch nicht bekannt,

h rvird ein Gesetzentwurf noch fiir diesesJahr erwartet.

Dr. Roland Felkai, Rödl & Partner, Budapest

USA: ,,Tox Hoven Abuses - the Enoblers, the Tools, ond
Secrec/'

(Jnter dem obigen Titel (Steueroasenmissbrauch: Die Beteiligten,

die Instrumente und Geheimhaltung) legte der US-Senat, Perma-

nent Subcommittee on Investigations des Committee on Homeland

Security and Governmental AtTairs am 1.8. 2006 einen 370 Blatt

umfassenden Bericht (sog. Coleman-Report, http://hsgac.sena-
te.gov/-files/TaxHvnAbRPT.pdf) voa der mit Blick auf die Vermö-
genswerte, die in den Steueroasen vorhanden sind, verschiedenartige

Schlussfolgerungen zieht und Maßnahmen vorschlägt.

Die vorlegende Steile, das ,,Permanent Subcommittee on Investi-
qations" ist ein unterausschuss des ,,Committee on Homeland Secu-

iiry and Governmental Affairs". Seine Aufgabe ist u. a. die Üb.t*"-

chung des Heimatschutzministeriums (Department of Homeland

Securiry). Jenes r,var erst geschaffen worden nach den Anschiägen
vom 9. 1 1. 2000. Das Permanent Subcommittee on Investigations het

u. a. auch die Aufgabe, das amerikanische Steuerau&ommen vor

schädigenden Handlungen zu bewahren. Der nun vorliegende Re-

port ist die Zusammenfassung der Ergebnisse einer langjährigen Ar-

bei t  auf  d iesem Gebiet .

,,O{Ishore tax havens and secrecy jurisdictions today hold trillions
ofdollars in assets" ist der Einleitungssatz. Dadurch würden dem US-

Steuerzahler (U.S. taxpayers) 40 bis 70 Milliarden US-Doilar jedes

Jahr entgehen.

n dem tagesdurchschnittlichen
. Der Steuersatz betrigt 20'Yo.
1..1.2007 betr i{ f t  dagegen die

keine außerplanmäßigen Abschreibungen

bereits eine gesetzliche Regelung verab-

schafft wird und
Nachfolgesteuer

lokale Gewerbesteuer zum 1.1. 2008 abge-
ich bis 31. 12.2006 ein Gesetz über eine lokale

hiedet werden sollte. Dies wurde senerell als
überfilliger Sch
schien, dass die

angesehen, nachdem immer eindeutiger zu sein
rbesteuer mit ihrer steuersystematischen Ähn-

lichkeit zur uer gegen die 6. EU-Richtlinie verstößt. Der
Verlauf eines it vor dem EuGH anhängigen Verfahrens auf-

gestalteten italienischen Steuer (IRAP) bestätigtgrund einer
diese Zweifel '"vurde bislang daher damit gerechnet, dass noch
dieses Jahr ei gewinn- statt wertschöpfungsorientierte Nachfolge-
steuer besc wird.

Tatsäc hat sich die Regierungjedoch nunmehr entschlossen,
die gese
lvieder a

ithen Regelungen zur Abschaffung der Gerverbestreuer
Kraft zu setzen, so dass ein entsprechender Gesetzesent-

'"vurf ve
die Reg

iedet wurde. Es ist allerdings davon auszugehen, dass
noch keine abschließende Entscheidune zur Gerver-

getroffen hat, und sich für das kommende Jahr die Option
offen möchte, nach Mallgabe der Haushaltslage und des erge-
he EuGH-Urteils die Erhebune der Gewerbesteuer bis auf wei-

oder doch wie ursprünglich geplant ab 2008
eine lokale Gervinnsteuer abzulösen.

steuer

ermäßigte lJmsatzsteuersatz von 15 % wird aufgehoben, es
giJt ab 1. 9. 2006 fiir alle steuerpflichtigen Leistungen der Regelrarif
von 20Yo. Ein bislane bestehendes Vorsteuerabzuesverbot auf50 %
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Aufgebaut ist der Report, indem zunächst eine Executive Surnnu-
ry von sieben Seiten vorangestellt wird, rveitere sechs Seiten versu_
chen, die Klassifizierung der Ofühore-Industrie abstrakt aufznzei-
gen. Die Seiten 17 bis 348 zeigen sechs Fallschilderungen, die wohl
als repräsentative Beispiele von sreuervermeidenden Oftihore-Akti_
vitäten gesehen werden müssen. Die letzten Seiten widmen sich den
Law Firms und den Gestaltungsmissbräuchen.

. Der Fall Equity D,evelopment Croup EDC beschreibt die Tätigkeit
eines nahezu unerfahrenen US-Staatsbürgers, der über das Internet
enva 900 Kunden fand, für die er Ofßhore-Konstruktionen sründe_
te, indem er ihnen rveiter die Einflusmöglichkeiten sicherte,iber ih-
re Inhaberschaft vor den Familien, Gerichten, Steuerbehörden und
anderen Regierungsstellen verheimlichte.

. Der Fall Türpen-Hollidal, beschreibt die Tätigkeit des Dr, Türpen,
ein pensionierter Zahnarzt, als Promotor einer öebrauchsan*,eisuns
(ein,,How-To Manual") um offshore.zu gehen. Er hat in Ergänzun!
dazu ein Buch geschrieben und bot seinen Mandanten zusätzlichi
Hilfe an. Etn Mr. Holliday gingdanach vor und verbarg seine Anteils-
eignerschaft an einer Offshore-Gesellschaft und die dortieen Ein-
künfte vor dem Finanzamt. Beide Herren wurden strafrechäich ver-
urteilt.

Ahnlich srellte sich der Fall Creaues-Neal dar. Mr. Creates {andtn
I4r. Neal einen Ofühore-Promorer, der ihm hal{ seine Einflussmös_
lichkeiten über die Offshore-Geiellschaften zu behalten. Dabei hät
tr4r. Neal an.der Erstellung von Urkunden mitgewirkt, die die Eigen_.
tümerposition des Mr. Creaues verschleierten.

Der Fali Anderson beschreibt die Verschleieruns der Eisentümer_
schaft über ein großes Vermögen, indem eine Vieliahl vo.iofßhor.-
lJnternehmen mit Scheingeschäftsführern ünd Tieuhändern und mit
beherrschenden Inhaberaktien geschützt wurde. Die gesamte Kon-
struktion wurde über mehrere Länder, auch über die British Virein
Islands durchgeführt.

Noch komplexer stellt sich der Fall pOINT dar. Eine US_Firrna
mit dem Namen ,,Quelios" enrwickelte zusanxnen mit Hilfe von
Rechtsanwälten, Banken und anderen Ratqebern ein Modell unter
der Bezeichnung,,POINT" (Personally Optimized Invesrment
Transaction) und verkaufte dieses an ftinfsehr vermöeende Kunden.
Der Report erklärt die einzelnen Schritre der finaizielien Trans-
akcionen und bezeichnet sie als ,,fake" (falsch/nicht real). Gutachter_
liche Stellungnahmen von prominenten Anwaltskanzleien be-
eindruckten das Comminee ebensowenig, wie die tatsächliche
Durchfihrung mit Hilfe von renommierten Bankhäusern wie
HSBC.

Der sechste Fall unrer dem Schlagwort Wyly beschreibt eine
Fimenkonstrukrion von 58 Oflihore-Tiusrs and öorporarions über
eine Zeiraum von 13Jahren. Zwei US-Bürger. Sim und Charles
WyIy haben, sehr vereinfacht ausgedrückt, Akrienoptionen bei
OfBhore-Gesellschaften eingerichtef und Gewinne ,o, i.. späteren
Ausübung dieser Optionen nicht der Steuer unterzogen. Die Wie-
deranlage der gewonnenen.Gelder bei der Bank of America führte
unter dem.Gesichtspunkt der Geldwäscheermittlungen zu der Frage
der tatsächlich wirtschaftlich Berechrigten.

Das Committee hält die Ergebnise seiner untersuchune in acht
Stichtpunkten fest:

1. Offshore-Service-Dienstleister benurzen Treuhänder und Ge-
schäftsfihrer, die nicht unabhängig sind, sondern aufAnweisung der
Kunden handeln.

2. Die Gesetze der Steueroasen, betreffend Verschwiesenheit und
Vertraulichkeit erleichtern es, die ökonomischen Wirklihkeiten zu
verschleierir, was zu (unfairen) steuerlichen Ergebniisen führt, wel-
che von den US-Steuergesetzen so nicht vorgeJehen waren.

3. Die Geserze zum Schurz der finanziellen privatsphäre in Steuer-
oasen sind absichdich so gestaltet, um es US-Behörden zu erschwe_
ien festzustellen, ob ein US-Bürger einen Ofßhore-Tiust oder eine
Offshore-Gesellschaft kontrolliert. Diese Gesetze machen es auch
schwierig, den wirtschaftlichen Eigentümer fesrzusrellen.

4. US-Bürger verwenden Ofßhore-Trusts und Fimenkonstrukte,
um mit der unterstützung von Anwälten, Brokern, Bankiers und
Ofßhore-Service-Dienstleistern in Steueroasen US-Steuer-, Anla-
ge- und Geldwäsche-Vorschriften zu umgehen.

5. US-Finanzinstitute scheiterten daran, die wirtschaftlichen Ei-
gentümer von Ofßhore-Tiusts und -Gesellschaften zu.identifi zieren.
Sie haben formularmäßige (falsche) Anfrvorren akzeptiert. selbst
wenn sie wussten, dass US-Steuerzahler daran unmittelbar oder rnit-
telbar beteilist waren.

lStR-Liinderberitht

6. Personen rnit Insidervissen bezüglich öffentlich selisteteter
US-Unternehmen nutzten Oft3hore-G-esellschaften,r.rri rnit d.r,
Aktien dieser lJnternehmen zu handeln - unrer Verstoß gegen ak-
tien- und börsenrechtliche Offenlegungspflichten bzw. Tradingver-
bote.

7. Aktienoptionen, die in den USA bei der Ausübung und nicht
bei der Gewährung besteuerr werden, sind mit Hilfe rechtsmiss-
bräuchlicher Transaktionen gehandelt worden, um die Steuer zu ver-
r ingern oder gar zu verrneiden.

8. US-Bürger haben Vermögenswerte an angeblich unabhängige
Offshore-Einheiten mit der Anlyeisung übertragen, dass diese die'Werte 

an Hedge-Fonds transferieren, r'r,elche von denselben US-
Bürger kontrolliert u,'urden und damit diese wieder die Kontrolle
über ihre Vermögensvverte erlangen.

Das Committee unterbreitet sodann acht Empfehlunsen t* B.-
seirigung der festgestellren Misssrände:

1. US-Gesetze sollen die Vermutung enthalten, das Ofßhore-
tusts und Ofühore-Gesellschaften unrer der Kontrolle iener US-
Bürger stehen, welche diese Gesellschaften mit Vermögen ausgesmt-
tet haben. Die US-Steuerbehörden sollen eine Liste von Steueioasen
erstellen.

2. US-Gesellschaften, die an einer öflentlichen Börse sehandelt
werden, solien in ihren Mitteilungen offenlegen, rvelche d-urch eine
Ofßhore-Gesellschaft gehaltenen Anteile einem Verrretungsorgen
der Gesellschaft oder einem Anteilseigner zuzurechnen sind. selbst
wenn dje OfTshore-Cesellschaft (angellich) unabhängig ist. insider
sollen die gleiche Erklärung abgeben.

3. Ein OftShore-Tiust oder eine OfiShore-Gesellschaft, die einem
Vertretungsorgan oder einem größeren Anteilseigner einer börsel-
notierte4 Gesellschaft im vorstehenden Sinne nahe steht, soll als Be-
standteil der Gesellschaft angesehen werden, selbst wenn die Oftho-
re-Gesellschafr (angeblich) unabhängig ist.

4. Der Kongress und die Steuerbehörden sollen deutlich machen,
dass US-Finanzinstitutionen, die ein Konto für einen ausländischen
Tiust oder eine Zwischengesellschaft anlegen, gemäß ihrer Geldrvä-
scheverpflichrung erklären, dass, wenn der Kontobegünstigte ein
US-Bürger ist, sie gleichzeitig auch eine Erklä.ung g.-iß ,,Foimular
Nr. 1099" (= Anzeige gegenüber Finanzbehörde,-dass eine person
Einkünfte bezieht) hinsichdich dieser Person einzureichen haben.

5. unter Krediten, die als Tfust-Ausschürtunsen behandelt wer-
den,. sollen. künftig auch Immobilien und persö*nliche Wertgegen-'stände jeder Art, wie Kunsr, Möbel und Schmuck fallen. DeiEmp-
fang von Bargeld oder der voreiwähnten Gegenstände von einem
ausländischen Tiust soll als (schenkungsteuerliche) Begünstigung be-
handelt werden, es sei denn, es liegt ein adäquater Leistungra'üsta",rsch

- 6. Hedge-Fonds sollen gesetzlich dizuverpflichtbtwerden, schär-
fere Geldwäsche-Konrrollen durchzufiihren und verdächtiee Trans-
aktionen an die US-Behörden zu melden. Dies soll auch firiusländi-
sche Hedge-F9nds gelten, die in Beziehung zu US-Fonds stehen
oder in den USA investieren.

7. Der Kongress und das Finanzministerium soilen klarstellen, dass
Steuern aufOptionen nicht durch den Tausch der Optionen in ande-
re Vermögenswerte umgangen werden können.

8. Der Kongress soll das Finanzministerium ermächtigen, eine Li-
ste unkooperativer Steueroasen zu erstellen. Einkünfte. welche aus
solchen Steueroasen herrührön, sollen nicht mehr in den Genuss von
,,Steuerbegünstigungen" kommen.

Das letzte Kapitel des Reporrs widmet sich unrer der überschrift
,,Law Firms and Tax Haven Abuses" der Rolle der Rechtsanwdite.
Batterien von Rechtsanwälten seien in die verschiedenen Konsrruk-
rionen eingeschaltet gewesen, aber im Hinblick auf das anwaltliche
Vertrauensverhältnis (attorney-client privilege) habe der Ausschuss
nicht alles sichten können, was integraler Bestandteil bei planung
und Ausführung der dargestellen Oflßhore-Srrukruren g.*.r.r, ,.i.
Ohne die Mithilß der Anwälte könnten diese Vorhaben nicht se-
plant werden. Ohne die ,,Legal Opinions" der beteiligten Rechisin-
wälte hätten solche,,agressiven" Steuersparmodelle nicht verrnittelt
werden können. Gesetzesverstöße der Rechtsanwälte werden nicht
festgestellt, doch dieses soll nur deshalb nicht nachrveisbar sein, weil
die Rechtsanwälte behaupteten, von ihren Mandanten nicht über
alle Fakten der geplanten tansaktionen aufgeklärt worden zu sein.

Sebastian Korts, RA, E4SIR, MBA, A4.LThx,
Korts RechßanwaltsgeselkthaJt mbH, Köln


